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Pensionen — Voraussetzungen

Die Hauptaufgabe der Pensionsversicherung Osterreich ist es, ihren
Versicherten und - nach deren Ableben — den Hinterbliebenen
unter anderem durch Pensionsleistungen eine dem Gesetz ent-

sprechende Versorgung zu gewdhren.



Pensionsarten im Uberblick

Bei Erreichung der hieflr gesetzlich vorgesehenen Altersgrenzen sind in der
Pensionsversicherung folgende Eigenpensionen vorgesehen

» die Alterspension,

» die vorzeitige Alterspension — Langzeitversicherungspensionen,

» die Korridorpension,

» die Schwerarbeitspension.

Bei Vorliegen von Invaliditat bzw. Berufsunfahigkeit kommen folgende Eigen-

pensionen in Betracht

» die Invaliditats- bzw. Berufsunfahigkeitspension. Des Weiteren kommen
Umschulungsgeld (Auszahlung durch AMS) und Rehabilitationsgeld
(Auszahlung durch OGK) in Betracht.

Beim Tod der*des Versicherten sind folgende Hinterbliebenenpensionen vor-
gesehen

» die Witwen- oder die Witwerpension,

» die Pension fir hinterbliebene eingetragene Partner*innen,

» die Waisenpension.

Wenn Hinterbliebenenpensionen nicht geblhren, besteht in bestimmten Fallen

ein Anspruch auf Abfindung (einmalige Leistung).

Ein Anspruch auf eine Pension besteht dann, wenn
» der Versicherungsfall eingetreten ist,
» die Wartezeit (allgemeine Voraussetzung) erfillt ist und

» (besondere) Anspruchsvoraussetzungen erfillt sind.

Der Anspruch ist durch einen Antrag geltend zu machen!




Stichtag

Ob und in welcher Hohe eine Leistung aus der Pensionsversicherung gebuhrt, wird
zu dem aufgrund der Antragstellung ausgeldsten Stichtag gepruft. Der Stichtag

ist stets ein Monatserster.

Wird der Antrag an einem Monatsersten gestellt, ist dieser Monatserste der Stich-
tag. Erfolgt hingegen die Antragstellung im Laufe eines Monats (2. bis 31.), ist der
Stichtag der folgende Monatserste.

Bei Antragen auf eine Leistung aus dem Versicherungsfall des Todes ist der Stich-
tag der Todestag, wenn dieser auf einen Monatsersten fallt, sonst der dem Todes-

tag folgende Monatserste.

Versicherungszeiten nach dem APG

Nach dem Allgemeinen Pensionsgesetz (APG) gelten — fir ab 1.1.1955 ge-
borene Personen — alle ab 1.1.2005 in der Pensionsversicherung erworbenen

Versicherungszeiten als Beitragszeiten und zwar als

» Zeiten der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach dem ASVG,
GSVG, FSVG und BSVG aufgrund einer Erwerbstatigkeit
Als solche gelten unter anderem auch Zeiten fiir die ein Uberweisungsbetrag
oder Anrechnungsbetrag nach Ausscheiden aus einem pensionsver-
sicherungsfreien Dienstverhaltnis an den Pensionsversicherungstrager
geleistet wurde.

» Zeiten einer freiwilligen Versicherung in der Pensionsversicherung nach dem
ASVG, GSVG, FSVG und BSVG




» Zeiten der Teilpflichtversicherung in der Pensionsversicherung, fur die der

Bund, das Bundesministerium fur Landesverteidigung, das Arbeitsmarkt-

service oder ein 6ffentlicher Fonds Beitrage zu zahlen hat (bis 31.12.2004

wurden diese Zeiten als Ersatzzeiten erworben)

Zwecks Eintragung in das Pensionskonto ist diesen Zeiten eine Beitragsgrund-

lage zuzuordnen.

Die am haufigsten vorkommenden Versicherungszeiten sind in folgender Tabel-

le aufgelistet.

Tabelle 1: Haufig vorkommende Versicherungszeiten

Versicherungszeiten aufgrund von ...

Beitragsgrundlage

Arbeitslosengeld (ALG)
Uberbriickungshilfe
Ubergangsgeld (vom AMS)
Weiterbildungsgeld

70 % der Bemessungsgrundlage
des taglichen ALG-Bezuges

Umschulungsgeld

2024: tagl. € 87,65

Notstandshilfe und erweiterte
Uberbriickungshilfe sowie auch bei Nichtbezug
dieser Leistungen wegen Anrechnung des
Partner*inneneinkommens

92 % von 70 % der Bemessungsgrundlage
des taglichen ALG-Bezuges

Ruhen von ALG, (erweiterte) Uberbrickungshilfe,
Notstandshilfe wegen Urlaubsentschadigung

70 % des durchschnittlichen monatl. Entgelts,
ermittelt aus der letzten Jahresbeitragsgrund-
lage vor dem Ruhen

Sonderunterstitzung, Beihilfe zur
Deckung des Lebensunterhaltes,
Ubergangsgeld (nach ASVG)

diese Geldleistung

Krankengeld
Rehabilitationsgeld

das 30fache der (tagl.)
Bemessungsgrundlage des Krankengeldes

Wiedereingliederungsgeld

das 30fache der (tagl.) Bemessungs-
grundlage des Krankengeldes abzuglich
des aufgrund der Wiedereingliederungs-
teilzeit herabgesetzten Entgelts

Wochengeld

das 30fache des (tagl.) Wochengeldes




Versicherungszeiten aufgrund von ... Beitragsgrundlage

Prasenz- und Ausbildungsdienst, 2023: mtl. € 2.090,61
Zivil- und Auslandsdienst 2024: mtl. € 2.163,78

2023: mtl. € 2.090,61

Kindererziehung 2024: mtl. € 2.163,78

einer Dienstleistung als Zeitsoldat*in bzw. 133 % des Monatsgeldes, der
Ausbildungsdienstleistende, ab dem 13. Monat Dienstgradzulage, etc.

2023: mtl. € 2.090,61

Pflegekarenzgeld 2024: mtl. € 2.163,78

das aliquote Pflegekarenzgeld

Pflegeteilzeitkarenzgeld inkl. allf. Kinderzuschlage

Uberbriickungsgeld der Bauarbeiter

Urlaubs- und Abfertigungskasse das Uberbrtickungsgeld

Familienzeitbonus 2024: tagl. € 52,46

.com/shapecharge




Pensionen
Alterspension nach dem APG

Anspruchsvoraussetzungen
Anspruch auf Alterspension fur ab 1.1.1955 geborene Personen ist gegeben, wenn

das Regelpensionsalter erreicht ist und die Mindestversicherungszeit erfullt ist.

Versicherungsfall — Regelpensionsalter
» Manner mit Vollendung des 65. Lebensjahres
» Frauen, geboren bis 31.12.1963, mit Vollendung des 60. Lebensjahres

Durch das Bundesverfassungsgesetz , Altersgrenzen” wird das Frauenpensions-

alter stufenweise dem Méannerpensionsalter angeglichen.

Tabelle 2: Angleichung des Regelpensionsalters fiir Frauen

Frauen geboren von - bis

Regelpensionsalter

bis 31.12.1963

60 Jahre

01.01.1964-30.06.1964

60 Jahre und 6 Monate

01.07.1964-31.12.1964

61 Jahre

01.01.1965-30.06.1965

61 Jahre und 6 Monate

01.07.1965-31.12.1965

62 Jahre

01.01.1966-30.06.1966

62 Jahre und 6 Monate

01.07.1966-31.12.1966

63 Jahre

01.01.1967-30.06.1967

63 Jahre und 6 Monate

01.07.1967 -31.12.1967

64 Jahre

01.01.1968-30.06.1968

64 Jahre und 6 Monate

ab 01.07.1968
Stand: Juli 2023

65 Jahre




Mindestversicherungszeit nach dem APG
Am Stichtag mussen 180 Versicherungsmonate (= 15 Jahre), von denen mindestens

84 Monate (= 7 Jahre) aufgrund einer Erwerbstatigkeit erworben wurden, vorliegen.

Fir die Erfullung der Anspruchsvoraussetzung von 84 Versicherungsmonaten

aufgrund einer Erwerbstéatigkeit gelten auch Zeiten

» einer Selbstversicherung fur die Pflege eines behinderten Kindes,

» einer Weiterversicherung bzw. Selbstversicherung fir die Pflege einer*eines
nahen Angehdrigen ab Pflegestufe 3,

» der Familienhospizkarenz sowie

» des Bezuges eines aliquoten Pflegekarenzgeldes.

Wartezeit (MindestausmaB an Versicherungsmonaten

nach dem ASVG)

» 180 Beitragsmonate (dazu zdhlen pro Kind auch bis zu 24 Monate
des Bezuges von Kinderbetreuungsgeld) oder

» 300 Versicherungsmonate (Ersatzmonate vor dem 1.1.1956 ausgenommen)
oder

» 180 Versicherungsmonate innerhalb der letzten 360 Kalendermonate

vor dem Stichtag.

Als Beitragsmonate gelten bis 31.12.2004 erworbene Zeiten der Pflichtversicherung,
Zeiten der Familienhospizkarenz, Zeiten der freiwilligen Versicherung sowie die

ersten 24 Monate des Bezuges von Kinderbetreuungsgeld pro Kind.




Ubergangsbestimmung
Flr Personen, die zumindest einen Versicherungsmonat bis zum 31. Dezember
2004 erworben haben, gelten weiterhin die Anspruchsvoraussetzungen fir die

Alterspension nach dem ASVG, sofern dies fUr diese Personen gunstiger ist.

Alterspension und Erwerbseinkommen

Eine am Stichtag bzw. neben dem Pensionsbezug ausgelbte Erwerbstatigkeit
fUhrt weder zu einem Wegfall noch zu einer Verminderung der Pension. Eine die
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung begriindende Erwerbstatigkeit,
die neben dem Pensionsbezug ausgelbt wird, wird durch einen besonderen

Hoherversicherungsbetrag honoriert.

Weiters sind Pensionsversicherungsbeitrage durch den Dienstnehmer nur fir jenen
Teil des Arbeitsverdienstes zu leisten, der Uber der doppelten Geringflgigkeits-

grenze liegt. Diese Regelung gilt befristet fir die Jahre 2024 und 2025.

Bonifikation bei spaterem Pensionsantritt

Wird die Alterspension trotz Erfullung der Wartezeit bzw. Mindestversicherungs-
zeit erst nach Erreichen des Regelpensionsalters in Anspruch genommen, wird
die Leistung fir die Monate der spateren Inanspruchnahme im Regelfall erhéht
(,,Aufschubbonus").

Zuséatzlich wird bei aufrechtem Dienstverhaltnis flr den Zeitraum der Bonifikation
der Anteil der*des Dienstnehmer*in und der*des Dienstgeber*in am Pensions-
versicherungsbeitrag jeweils um die Halfte reduziert. Dadurch erhoht sich das

monatliche Arbeits-Nettoeinkommen.

Bei der spateren Pensionsberechnung werden jedoch weiterhin die vollen Bei-

tragsgrundlagen herangezogen.




Vorzeitige Alterspension
Langzeitversicherungspension (,,Hackler")
fur ab 1.1.1954 geborene Manner und fir ab 1.1.1959 geborene Frauen

Anspruch auf Langzeitversicherungspension haben, sofern die weiteren Voraus-

setzungen (siehe ,Weitere Voraussetzungen” — Seite 11) am Stichtag erfullt sind

» Manner, wenn und sobald sie 540 Beitragsmonate erworben haben, nach
Vollendung des 62. Lebensjahres.

» FUr Frauen gelten die Angaben der nachfolgenden Tabelle:

Tabelle 3:, Lebensalter und erforderliche Beitragsmonate fir Frauen”

Frauen geboren nach Vollendung von erforderlicheBeitragsmonate
1.1.1962-31.12.1963 60 Lebensjahren 540 (45 Jahre)
1.1.1964-30.6.1964 60% Lebensjahren 540 (45 Jahre)
1.7.1964-31.12.1964 61 Lebensjahren 540 (45 Jahre)
1.1.1965-30.6.1965 61% Lebensjahren 540 (45 Jahre)
ab 1.7.1965 62 Lebensjahren 540 (45 Jahre)

Stand: Juli 2023

Flr Frauen geboren vom 1.1.1962 bis 31.12.1965 deckt sich das Antrittsalter fur die

Langzeitversicherungspension mit dem Antrittsalter fUr die Regelalterspension.




Als Beitragsmonate gelten fur die Erfillung der Anspruchsvoraussetzung von

540 Beitragsmonaten

» Zeiten der Pflichtversicherung aufgrund einer Erwerbstatigkeit

» Zeiten der Kindererziehung (hochstens 60 Monate), wenn sie sich nicht mit
Zeiten der Pflichtversicherung aufgrund einer Erwerbstatigkeit decken

» Zeiten des Wochengeldbezuges (nicht deckend mit Kindererziehungszeiten)

» Zeiten des Prasenz- oder Zivildienstes sowie als Zeitsoldat

Langzeitversicherungspension mit Schwerarbeit

Aufgrund nicht mehr geltender Ubergangsbestimmungen ist ein Anspruch auf
eine ,vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer mit Schwerarbeit”
fur nach dem 31. Dezember 1953 und vor dem 1. Janner 1959 geborene Manner
und fir nach dem 31. Dezember 1958 und vor dem 1.Janner 1964 geborene Frau-
en ab dem (Stichtags-) Jahr 2024 nicht mehr méglich. Die genannte Personen-

gruppe hat das Anfallsalter fUr die Regelalterspension bereits erreicht.

Weitere Voraussetzungen

Am Stichtag darf keine Erwerbstatigkeit ausgelbt werden, die eine Pflichtver-
sicherung in der Pensionsversicherung nach dem ASVG, GSVG, FSVG oder
BSVG begriindet und auch keine sonstige selbststdandige oder unselbststandige
Erwerbstatigkeit mit einem monatlichen Erwerbseinkommen (brutto) Uber der

Geringflgigkeitsgrenze (€ 518,44 im Jahr 2024) vorliegen.

Ausgenommen ist eine Pflichtversicherung nach dem BSVG, wenn der Einheits-
wert des land(forst)wirtschaftlichen Betriebes € 2.400,- nicht Gbersteigt.




Besteht am Stichtag eine Pflichtversicherung aufgrund des Bezuges einer
Kindigungsentschadigung, geblhrt keine Pension. Fur diesen Fall ware eine

Stichtagsverschiebung in Erwagung zu ziehen.

Als Erwerbseinkommen gelten auch Bezlige nach § 1 Abs. 1 des Bundesbezlge-
gesetzes, nach Art. 9 des Abgeordnetenstatuts des Europaischen Parlaments, nach
§ 10 Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes Uber die Begrenzung von Bezligen
offentlicher Funktionar*innen sowie Bezlige nach landesgesetzlichen Vorschriften
auf der Grundlage des oben genannten Bundesverfassungsgesetzes, wenn sie

den Grenzbetrag von monatlich € 5.306,80 Ubersteigen.

Hinweise zur vorzeitigen Alterspension und Einkommen

Die vorzeitige Alterspension fallt fir den Zeitraum weg, in dem eine nach
dem ASVG, GSVG, FSVG oder BSVG pensionsversicherungspflichtige
Erwerbstatigkeit oder eine sonstige Erwerbstatigkeit mit einem mtl. Brutto-
einkommen Uber der Geringflgigkeitsgrenze ausgeubt wird sowie bei Vor-
liegen von Bezligen Uber dem Grenzbetrag. Der Wegfall wird mit dem Tag
der Aufnahme dieser Tatigkeit wirksam. Auch der Bezug einer Urlaubsent-
schadigung/-abfindung fuhrt zum Wegfall der vorzeitigen Alterspension.
Liegt dieser Tatbestand bereits zu Pensionsbeginn vor, erfolgt gleichzeitig
mit der Zuerkennung ein Wegfall der Leistung. Im Zuge der Erledigung wird
im Einzelfall jedoch eine Verlegung des Antrags und damit des Stichtags
auf einen glinstigeren Zeitpunkt empfohlen werden.

Eine weggefallene vorzeitige Alterspension lebt mit dem Tag nach Ende der
Erwerbstatigkeit bzw. der Urlaubsentschadigung/-abfindung wieder auf;
ebenso, wenn keine den Grenzbetrag Ubersteigenden Bezlige mehr vor-

liegen. Dies setzt eine Meldung durch die*den Pensionist*in voraus.




Korridorpension

Anspruchsvoraussetzungen
Anspruch auf Korridorpension ist gegeben, wenn das Anfallsalter erreicht ist und

die besonderen und weiteren Voraussetzungen erfullt sind.

Versicherungsfall - Pensionsalter
Eine Korridorpension kann friihestens nach Vollendung des 62. Lebensjahres in

Anspruch genommen werden.

Derzeit besteht nur fir Manner die Moglichkeit, die Korridorpension vor dem
Pensionsantrittsalter fir eine Alterspension oder eine vorzeitige Alterspension in
Anspruch zu nehmen. Fur Frauen kommt die Korridorpension erst ab dem Jahr
2028 in Betracht. Vorher besteht fir sie die Moglichkeit, bereits vor Vollendung
des 62. Lebensjahres entweder eine Alterspension oder eine vorzeitige Alters-

pension in Anspruch zu nehmen.

Besondere Anspruchsvoraussetzungen
Am Stichtag missen mindestens 480 Versicherungsmonate, die flr die Be-

messung der Leistung zu berlcksichtigen sind, vorliegen.

Weitere Voraussetzungen

Am Stichtag darf keine Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung und
keine sonstige selbststandige oder unselbststandige Erwerbstatigkeit mit einem
monatlichen Erwerbseinkommen (brutto) Uber der Geringflugigkeitsgrenze vor-

liegen (siehe ,Weitere Voraussetzungen” — Seite 11).




Hinweise zur Korridorpension

Personen, die ihr Dienstverhaltnis unter bestimmten bericksichtigungs-
wurdigen Griinden (z.B. Kindigung durch Arbeitgeber*in, berechtigter vor-
zeitiger Austritt) beenden und einen Anspruch auf Korridorpension hatten,
kdnnen die Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung fir langstens ein
Jahr — aber maximal bis zur Erfillung der Anspruchsvoraussetzungen fir
eine vorzeitige Alterspension — beziehen und mussen nicht zwingend eine
Korridorpension beantragen. Die Jahresfrist beginnt mit dem Tag der
Erfallung der Anspruchsvoraussetzungen fur die Korridorpension.

Weitere Informationen erhalten Sie beim zustandigen

Arbeitsmarktservice (AMS).

Sollten die Anspruchsvoraussetzungen fir eine Korridorpension erfillt sein,
kann trotzdem ein Antrag auf Invaliditats-/Berufsunfahigkeitspension
gestellt werden. Die Anspruchsvoraussetzungen fur eine Invaliditats-/
Berufsunfahigkeitspension sind unserer Broschure ,Invaliditats- bzw.
Berufsunfahigkeitspension” zu entnehmen.

Fur die Korridorpension gelten die selben Wegfallbestimmungen wie fir die

vorzeitige Alterspension (siehe ,Weitere Voraussetzungen” — Seite 11).




Schwerarbeitspension

Anspruchsvoraussetzungen
Anspruch auf Schwerarbeitspension ist gegeben, wenn das Anfallsalter erreicht

ist, die Voraussetzungen erflllt sind und Schwerarbeit verrichtet wurde.

Versicherungsfall und Voraussetzungen

Eine Schwerarbeitspension kann friihestens nach Vollendung des 60. Lebens-
jahres in Anspruch genommen werden, wenn und sobald 540 Versicherungs-
monate vorliegen und innerhalb der letzten 240 Kalendermonate vor dem Stich-

tag zumindest 120 Schwerarbeitsmonate liegen.

Die Rahmenfrist von 240 Kalendermonaten wird um Monate der Kurzarbeit
verlangert, wenn die Kurzarbeit im Rahmen der COVID-19-Pandemie aus-
gelbt wurde und die Kurzarbeits-Monate nicht bereits als Schwerarbeits-

monate zu werten sind.

Waren die oben angefihrten Anspruchsvoraussetzungen fir eine Schwerarbeits-
pension zu einem friheren Zeitpunkt bereits einmal erfullt, so bleibt der Anspruch

auf diese Pensionsart auch bei einer spateren Antragstellung gewahrt.

Weiters darf am Stichtag keine die Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung
begrindende Erwerbstatigkeit und keine sonstige selbststdndige oder unselbst-
standige Erwerbstatigkeit mit einem monatlichen Einkommen (brutto) Uber der

Geringfugigkeitsgrenze vorliegen (siehe ,Weitere Voraussetzungen” — Seite 11).




Schwerarbeit
Als Schwerarbeit gelten alle Tatigkeiten, die unter korperlich oder psychisch be-

sonders belastenden Bedingungen erbracht werden:

» In Schicht- oder Wechseldienst, wenn dabei auch Nachtdienst im Ausmal3
von 6 Stunden zwischen 22 Uhr und 6 Uhr an mindestens 6 Arbeitstagen im
Kalendermonat geleistet wird, sofern nicht in diese Arbeitszeit Uberwiegend
Arbeitsbereitschaft fallt,

» RegelmaBig unter Hitze oder Kalte, welche sich wie folgt definieren:

4

Hitze ist ein bei durchschnittlicher AuBentemperatur durch Arbeitsvorgénge
verursachter Klimazustand, der einer Belastung durch Arbeit wéhrend des
Uberwiegenden Teils der Arbeitszeit bei 30 Grad Celsius und 50 % relativer
Luftfeuchtigkeit bei einer Luftgeschwindigkeit von 0,1 m pro Sekunde gleich
kommt oder ungUnstiger ist;

Kalte ist gegeben bei GUberwiegendem Aufenthalt in begehbaren Kihlraumen,
wenn die Raumtemperatur niedriger als minus 21 Grad Celsius ist, oder wenn
der Arbeitsablauf einen standigen Wechsel zwischen solchen Kihlraumen

und sonstigen Arbeitsrdumen erfordert;

» Unter chemischen oder physikalischen Einfliissen, wenn dadurch eine Min-

¥

derung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 10 % verursacht wurde; und das

insbesondere

» bei Verwendung von Arbeitsgeraten, Maschinen und Fahrzeugen, die durch
gesundheitsgefahrdende Erschitterung auf den Kérper einwirken, oder

» wenn regelmaBig und mindestens wahrend 4 Stunden der Arbeitszeit
Atemschutzgerate oder wahrend 2 Stunden Tauchgerate getragen werden
muUssen oder

» bei stdndigem gesundheitsschadlichen Einwirken von inhalativen Schad-

stoffen, die zu den im ASVG angefihrten Berufskrankheiten fihren kdnnen.




» Als schwere korperliche Arbeit, die dann vorliegt, wenn an mindestens 15
Arbeitstagen pro Monat bei einer 8-stiindigen Arbeitszeit von Mannern min-
destens 8.374 Arbeitskilojoule (2.000 Arbeitskilokalorien) und von Frauen min-
destens 5.862 Arbeitskilojoule (1.400 Arbeitskilokalorien) verbraucht werden,

» Zur berufsbedingten Pflege von erkrankten oder behinderten Menschen mit
besonderem Behandlungs- oder Pflegebedarf wie beispielsweise in der Hos-
piz- oder Palliativmedizin,

» Trotz Vorliegens einer Minderung der Erwerbsfahigkeit (nach Behinderten-
einstellungsgesetz) von 80 %, sofern fur die Zeit nach dem 30.6.1993 ein

Anspruch auf Pflegegeld zumindest in Hohe der Stufe 3 bestanden hat.

Als Schwerarbeit gelten jedenfalls auch alle Tatigkeiten, fir die ein Nachtschwe-
rarbeitsbeitrag geleistet wurde, ohne dass daraus ein Anspruch auf Sonderruhe-
geld nach dem Nachtschwerarbeitsgesetz entstanden ist, sowie alle Tatigkeiten,
flr die Zuschlage zum Sachbereich Urlaub der Bauarbeiter-Urlaubs- und Ab-

fertigungskasse entrichtet wurden.

Hinweis zur Schwerarbeit

Aufgrund der Angleichung des Regelpensionsalters fir Frauen kommt die
Schwerarbeitspension fur Frauen erstmals 2024 in Betracht.

Die Feststellung der Schwerarbeitszeiten ist friihestens 10 Jahre vor Voll-
endung des friihestmdglichen Anfallsalters flr eine Schwerarbeitspension
zulassig, wenn aufgrund der bisher erworbenen Versicherungszeiten die
Voraussetzungen fur diese Pension erfllt werden kdnnen.

Fur die Schwerarbeitspension gelten die selben Wegfallbestimmungen wie

fur die vorzeitige Alterspension. (siehe ,Hinweise zur vorzeitigen Alters-

pension und Einkommen"” = Seite 12)




Invaliditats- bzw. Berufsunfahigkeitspension

Ein Antrag auf eine Invaliditats- bzw. Berufsunfahigkeitspension gilt vorrangig als
Antrag auf Leistungen der Rehabilitation einschlieBlich des Rehabilitationsgeldes
sowie auf Feststellung, ob berufliche Ma3nahmen der Rehabilitation zweckmalig
und zumutbar sind, einschlieBlich der Feststellung des Berufsfeldes. Diese wer-
den dann durchgefihrt, wenn sie eine Wiedereingliederung der*des Versicherten
ins Erwerbsleben bewirken konnen. Bei Erflllung der gesetzlich vorgegebenen
Voraussetzungen besteht auf MaBnahmen der beruflichen Rehabilitation ein in-

dividueller Rechtsanspruch.

Die*der Versicherte hat bei der Durchfihrung der MaBnahmen der Rehabilitation

entsprechend mitzuwirken (Mitwirkungspflicht).

Weiters kann ein Antrag auf Feststellung gestellt werden, ob Invaliditat oder
Berufsunfahigkeit voraussichtlich dauerhaft bzw. voribergehend vorliegt oder in
absehbarer Zeit eintreten wird. Dieser Antrag dient zur Prifung der Durchfihr-

barkeit von medizinischen oder beruflichen MaRnahmen der Rehabilitation.

Anspruchsvoraussetzungen
Anspruch auf Invaliditats- bzw. Berufsunfahigkeitspension ist gegeben, wenn der
Versicherungsfall eingetreten ist, die Wartezeit und die weiteren Voraussetzungen

erfullt sind.

Versicherungsfall — Invaliditat bzw. Berufsunfahigkeit
Grundlage fir die Entscheidung, ob und ab wann Invaliditat/Berufsunfahigkeit
vorliegt, bildet eine drztliche Begutachtung, bei der die Leistungsfahigkeit der*des

Antragsteller*in in ihrem*seinem Beruf festgestellt wird.




Wartezeit (MindestausmaB an Versicherungsmonaten

nach dem ASVG)

» 180 Beitragsmonate (dazu zéhlen pro Kind auch bis zu 24 Monate des Bezu-
ges von Kinderbetreuungsgeld) oder

» 300 Versicherungsmonate (Ersatzmonate vor dem 1.1.1956 ausgenommen)
vor dem Stichtag oder

» 60 Versicherungsmonate innerhalb der letzten 120 Kalendermonate, wenn
der Stichtag vor Vollendung des 50. Lebensjahres liegt; liegt der Stichtag
nach Vollendung des 50. Lebensjahres, erh6ht sich die Wartezeit fur jeden
Lebensmonat um jeweils einen Monat bis zum Hochstausmal3 von 180 Ver-
sicherungsmonaten (im doppelt so groBen Zeitraum von Kalendermonaten
vor dem Stichtag).

» bei Eintritt des Versicherungsfalles vor Vollendung des 27. Lebensjahres
zumindest 6 Versicherungsmonate bis zu diesem Zeitpunkt (ausgenommen

Zeiten der Selbstversicherung nach § 16a ASVG).

Schul- und Studienzeiten werden als Beitragszeiten der freiwilligen Versicherung

berlcksichtigt, wenn sie eingekauft wurden.

Wenn auch Monate einer Selbstversicherung gem. § 16a ASVG erworben wurden,

zahlen hochstens 12 davon fur die Erflllung der Wartezeit.

Die Wartezeit entfallt, wenn ein Arbeitsunfall, eine Berufskrankheit oder eine an-
erkannte Schadigung wahrend des Prasenz- oder Ausbildungsdienstes beim

Osterreichischen Bundesheer die Ursache der Invaliditat/Berufsunfahigkeit ist.




Weitere Voraussetzungen fiir ab 1.1.1964 Geborene
» Invaliditat bzw. Berufsunfahigkeit liegt voraussichtlich dauerhaft vor und es
besteht kein Rechtsanspruch auf zumutbare und zweckméBige berufliche

MaBnahmen der Rehabilitation.

Liegt Invaliditat bzw. Berufsunfahigkeit vorlibergehend mindestens fir die
Dauer von sechs Monaten vor, besteht fUr die Dauer der Invaliditat bzw.

Berufsunfahigkeit Anspruch auf Rehabilitationsgeld.

» Liegt Invaliditat bzw. Berufsunfahigkeit voraussichtlich dauerhaft vor oder wird
sie in absehbarer Zeit eintreten (drohen) und berufliche MaBnahmen der
Rehabilitation sind zweckmaBig und zumutbar, besteht ein Anspruch auf

Umschulungsgeld.

Weitere Voraussetzungen fiir bis 31.12.1963 Geborene

» Es besteht kein Anspruch auf berufliche MaBnahmen der Rehabilitation
(,Umschulung") oder diese MaBBnahmen sind nicht zweckmafig oder nicht
zumutbar,

» die Invaliditat bzw. Berufsunfahigkeit dauert voraussichtlich 6 Monate an.

Weitere Voraussetzungen fiir alle Jahrgange

» am Stichtag sind die Voraussetzungen fur eine (vorzeitige) Alterspension
(ausgenommen Korridorpension) noch nicht erfillt

» die Tatigkeit, aufgrund welcher die*der Versicherte als invalid bzw. berufsun-
fahig gilt, muss fur den Anfall der Pension beendet oder karenziert werden

(ausgenommen es liegt ein Pflegegeldbezug ab Stufe 3 vor).




Flr Inhaber*innen eines rechtskraftigen Bescheides Uber die Feststellung der Zu-
gehorigkeit zum Kreis der beglnstigten Behinderten im Sinne des Behinderten-
einstellungsgesetzes (mit einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von zumindest
50 %) gilt als formale Beendigung der Tatigkeit der Nachweis, dass flr den Zeitraum
der Befristung der Invaliditats- bzw. Berufsunfahigkeitspension keine Arbeits-

leistung erbracht wird und auch der Anspruch auf Entgelt erschépft ist.

Berufsschutz

MaBgebend fur die Beurteilung, ob die Arbeitsfahigkeit einer Person infolge
einer korperlichen, geistigen oder psychischen Beeintrachtigung herabgesunken
ist oder Invaliditat (Arbeiter*in) oder Berufsunfahigkeit (Angestellte*r) besteht
bzw. in absehbarer Zeit vorliegen wird (droht), ist die bisher ausgetbte Tatigkeit

bzw. der Berufsschutz.

Invaliditat
Bei der Invaliditat unterscheidet man zwischen erlernten (angelernten) und nicht
erlernten Berufen. Ein erlernter Beruf ist ein Beruf, auf den ein Lehrverhaltnis

vorbereitet hat.

Ein angelernter Beruf liegt vor, wenn die*der Versicherte eine Tatigkeit austbt, far
die es erforderlich ist, durch praktische Arbeit qualifizierte Kenntnisse oder Fahig-

keiten zu erwerben, welche jenen in einem erlernten Beruf gleichzuhalten sind.

Invaliditat bei Auslibung erlernter (angelernter) Berufe

Wenn ein*e Versicherte*r den bisherigen Beruf durch Minderung der Arbeits-
fahigkeit infolge des korperlichen oder geistigen Zustandes nicht mehr austben
kann, darf sie*er nur auf andere Berufe innerhalb ihrer*seiner Berufsgruppe ver-

wiesen werden (Berufsschutz).




Wurden sowohl Tatigkeiten als Arbeiter*in und Angestellte*r ausgeubt, sind beide

Tatigkeiten fir die Erlangung des Berufsschutzes zu berlcksichtigen.
Invaliditat liegt vor, wenn

» innerhalb der letzten 15 Jahre vor dem Stichtag in zumindest 90 Pflichtver-
sicherungsmonaten eine erlernte (angelernte) Berufstatigkeit oder eine
Erwerbstatigkeit als Angestellte*r ausgelbt wurde und

» die Arbeitsfahigkeit infolge des korperlichen oder geistigen Zustandes auf
weniger als die Halfte derjenigen einer*eines korperlich und geistig gesun-
den Versicherten mit ahnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen
und Fahigkeiten in jedem Beruf, auf den sie*er verwiesen werden kann,
herabgesunken ist.

» Liegen zwischen Ende der Ausbildung und dem Stichtag weniger als 15 Jahre,
so muss zumindest in der Halfte der Kalendermonate (,,Halfteregelung”) —
jedenfalls aber fur 12 Pflichtversicherungsmonate — eine Erwerbstatigkeit in

einem erlernten (angelernten) Beruf oder als Angestellte*r vorliegen.
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» Liegen zwischen dem Ende der Ausbildung und dem Stichtag mehr als
15 Jahre, verlangert sich dieser Zeitraum um Zeiten des Bezuges einer Eigen-
pension nach dem ASVG, GSVG oder BSVG, des Wochengeldbezuges, Pra-
senz-, Ausbildungs- oder Zivildienstes, der Kindererziehung, um Monate des
Bezuges von Ubergangsgeld sowie um héchstens 60 Monate des Bezuges

von Rehabilitationsgeld und/oder Umschulungsgeld.

Als ,,Ende einer Ausbildung” gelten

» der Abschluss eines Lehrberufes

» der Abschluss einer mittleren oder hoheren Schulausbildung oder Hoch-
schulausbildung

» der Abschluss einer dem Schul- oder Lehrabschluss vergleichbaren Ausbildung

» jedenfalls der Beginn einer erlernten (angelernten) Berufstatigkeit oder

Erwerbstatigkeit als Angestellte*r.

Invaliditat bei Ausilibung nicht erlernter (nicht angelernter) Berufe

Wenn ein*e Versicherte*r den bisherigen Beruf infolge des korperlichen oder geis-
tigen Zustandes nicht mehr austben kann, darf sie*er auf jede andere Tatigkeit,
die auf dem Arbeitsmarkt noch bewertet wird und die ihr*ihm unter billiger Be-
ricksichtigung der von ihr*ihm bisher ausgelbten Tatigkeit zugemutet werden

kann, verwiesen werden (kein Berufsschutz).

Invaliditat liegt vor, wenn sie*er infolge des korperlichen oder geistigen Zustandes
nicht mehr im Stande ist, durch eine solche zumutbare Tatigkeit wenigstens die
Halfte des Entgeltes zu erwerben, das ein*e korperlich und geistig gesunde*r

Versicherte*r regelmaBig durch diese Tatigkeit zu erzielen pflegt.




Berufsunfahigkeit
Berufsunfahigkeit liegt vor, wenn

» innerhalb der letzten 15 Jahre vor dem Stichtag in zumindest 90 Pflichtver-
sicherungsmonaten eine Erwerbstatigkeit als Angestellte*r oder eine erlernte
(angelernte) Berufstatigkeit ausgetbt wurde und

»

¥

die Arbeitsfahigkeit infolge des korperlichen oder geistigen Zustandes auf
weniger als die Halfte derjenigen einer*eines korperlich und geistig gesun-
den Versicherten von ahnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen
und Fahigkeiten herabgesunken ist.

P

¥

Liegen zwischen Ende der Ausbildung und dem Stichtag weniger als 15 Jahre,
so muss zumindest in der Halfte der Kalendermonate (,,Halfteregelung") —
jedenfalls aber flr 12 Pflichtversicherungsmonate — eine Erwerbstatigkeit in
einem erlernten (angelernten) Beruf oder als Angestellte*r vorliegen.

P
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Liegen zwischen dem Ende der Ausbildung und dem Stichtag mehr als

15 Jahre, verlangert sich dieser Zeitraum um Zeiten des Bezuges einer Eigen-
pension nach dem ASVG, GSVG oder BSVG, des Wochengeldbezuges, Pra-
senz-, Ausbildungs- oder Zivildienstes, der Kindererziehung, um Monate des
Bezuges von Ubergangsgeld sowie um héchstens 60 Monate des Bezuges

von Rehabilitationsgeld und/oder Umschulungsgeld.

Als ,,Ende der Ausbildung” gelten:

» der Abschluss eines Lehrberufes

» der Abschluss einer mittleren oder héheren Schulausbildung oder Hoch-
schulausbildung

» der Abschluss einer dem Schul- oder Lehrabschluss vergleichbaren Ausbildung

» jedenfalls der Beginn einer erlernten (angelernten) Berufstatigkeit oder

Erwerbstatigkeit als Angestellte*r.




Treffen diese Voraussetzungen nicht zu, liegt Berufsunfahigkeit auch dann vor, wenn

» eine*ein Versicherte*r infolge des korperlichen oder geistigen Zustandes
nicht mehr im Stande ist, durch eine zumutbare Tatigkeit wenigstens die
Halfte des Entgeltes zu erwerben, das eine*ein kérperlich und geistig gesun-
de*r Versicherte*r regelmafBig durch diese Tatigkeit zu erzielen pflegt.

» Sie*Er darf auf jede andere Tatigkeit, die auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
noch bewertet wird und die ihr*ihm unter billiger Berlcksichtigung der von
ihr*ihm bisher ausgelbten Tatigkeit zugemutet werden kann, verwiesen wer-

den (kein Berufsschutz).

Basierend auf dem arztlichen Gutachten erfolgt der Vergleich mit den Leistungs-
anforderungen, die an eine*n gesunde*n Versicherte*n innerhalb der in Betracht
kommenden Berufsgruppe (,Verweisungsberufe”) bzw. in Ausibung einer auf

dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch bewerteten Tatigkeit gestellt werden.

Berufliche MaBnahmen der Rehabilitation

Darauf haben versicherte Personen Anspruch, wenn sie infolge ihres Gesund-
heitszustandes die Voraussetzungen flr eine Invaliditats- bzw. Berufsunfahig-
keitspension oder das Rehabilitationsgeld erfillen, wahrscheinlich erfullen oder
in absehbarer Zeit erfillen werden. Der Anspruch besteht aber auch dann, wenn
die erforderlichen Pflichtversicherungsmonate flr das Erreichen eines Berufs-

schutzes nicht vorliegen, jedoch

» innerhalb der letzten 36 Kalendermonate vor dem Stichtag in zumindest
12 Pflichtversicherungsmonaten eine Erwerbstatigkeit in einem erlernten
(angelernten) Beruf oder als Angestellte*r ausgetbt haben, wobei als Pflicht-
versicherungsmonate auch Zeiten des Wochengeldbezuges sowie des Pra-

senz- und Zivildienstes zahlen oder




» mindestens 36 Pflichtversicherungsmonate in den letzten 180 Kalender-
monaten vor dem Stichtag durch eine Erwerbstatigkeit in einem erlernten
(angelernten) Beruf oder als Angestellte*r erworben haben, wobei als Pflicht-

versicherungsmonate auch bis zu 12 Monate der Kindererziehung zahlen.

Besonderheit ab dem 50. Lebensjahr — Hartefallregelung
War die versicherte Person nicht Uberwiegend in erlernten oder angelernten Be-
rufen oder als Angestellte*r tatig, so gilt sie auch dann als invalid bzw. berufs-

unfahig, wenn sie

» das 50. Lebensjahr vollendet hat,

» mindestens 12 Monate unmittelbar vor dem Stichtag arbeitslos im Sinne des
§ 12 AIVG (Arbeitslosenversicherungsgesetz) gemeldet war,

» mindestens 360 Versicherungsmonate, davon 240 Beitragsmonate der
Pflichtversicherung aufgrund einer Erwerbstatigkeit, erworben hat und

» nur mehr Tatigkeiten mit geringstem Anforderungsprofil austiben kann und
ein Arbeitsplatz unter Berlcksichtigung der gesundheitlichen Beein-
trachtigung in einer entsprechenden Entfernung vom Wohnort innerhalb

eines Jahres nicht erlangt werden kann.

Besonderheit ab dem 60. Lebensjahr

Als invalid bzw. berufsunfahig gilt auch die versicherte Person, die das 60. Lebens-
jahr vollendet hat, wenn sie infolge von Krankheit oder anderen Gebrechen oder
Schwéche ihrer korperlichen oder geistigen Krafte auBBer Stande ist, einer Tatig-
keit, die sie in den letzten 180 Kalendermonaten vor dem Stichttag mindestens
120 Kalendermonate hindurch ausgelbt hat, nachzugehen. Dabei sind zumut-

bare Anderungen dieser Tatigkeit zu beriicksichtigen.




Fallen in den Zeitraum der letzten 180 Kalendermonate vor dem Stichtag

» Zeiten des Bezuges einer Invaliditats- oder Berufsunfahigkeitspension bzw.
einer Leistung wegen Erwerbsunfahigkeit oder des Bezuges von Ubergangs-
geld, verlangert sich der Zeitraum von 180 Kalendermonaten um diese Monate.

» Monate des Bezuges von Rehabilitationsgeld oder Umschulungsgeld, so ver-
langert sich der genannte Zeitraum um diese Zeiten, jedoch héchstens um
60 Monate.

» Monate des Bezuges von Krankengeld, so sind diese im Hochstausmal3 von

24 Monaten auf die genannten 120 Kalendermonate anzurechnen.

Origindre Invaliditat

Einen Anspruch auf Invaliditats- bzw. Berufsunfahigkeitspension haben auch Per-
sonen, die bereits vor der erstmaligen Aufnahme einer die Pflichtversicherung
begriindenden Beschaftigung infolge Krankheit oder anderer Gebrechen oder
Schwéchen ihrer korperlichen oder geistigen Krafte auBBer Stande sind, einem
regelmalBigen Erwerb nachzugehen, dennoch mindestens 120 Beitragsmonate

der Pflichtversicherung erworben haben.

Leistungen

Invaliditats-/Berufsunfahigkeitspension

Anspruch auf diese Pension besteht ab 1.1.2014 nur dann, wenn die Invaliditat
bzw. Berufsunfahigkeit voraussichtlich dauerhaft vorliegt und berufliche Maf3-

nahmen der Rehabilitation nicht in Betracht kommen.

Befristete Invaliditats-/Berufsunfahigkeitspension
Fir bis 31.12.1963 geborene Versicherte besteht bei Vorliegen von voriiber-
gehender Invaliditat bzw. Berufsunfahigkeit nach wie vor Anspruch auf eine

Invaliditats-/Berufsunfahigkeitspension. Diese Leistung wird grundsatzlich be-




fristet fUr die Dauer von langstens 24 Monaten zuerkannt. Besteht die Invaliditat
bzw. Berufsunfahigkeit nach Ablauf der Befristung weiter, so ist die Pension jeweils
fir die Dauer von langstens 24 Monaten weiter zuzuerkennen, sofern die Weiter-

gewdhrung innerhalb von drei Monaten nach deren Wegfall beantragt wurde.

Rehabilitationsgeld

Ab dem 1.1.1964 geborenen Versicherten gebuhrt frihestens ab 1.1.2014 bei Vor-
liegen von voriibergehender Invaliditat bzw. Berufsunfahigkeit von mindestens
sechs Monaten, wenn berufliche MaBnahmen der Rehabilitation nicht zweck-

maBig oder nicht zumutbar sind, Rehabilitationsgeld.

Eine bescheidmaBige Feststellung Uber das Vorliegen vortbergehender Invalidi-
tat bzw. Berufsunfahigkeit und den Anspruch auf Rehabilitationsgeld obliegt dem
Pensionsversicherungstrager. Die Feststellung der Hohe und die Auszahlung des
Rehabilitationsgeldes sowie eine allfallige Unterstltzung (Case Management)
der*des Betroffenen zur Wiederherstellung der Arbeitsfahigkeit erfolgt durch den

zustandigen Krankenversicherungstrager.

Allfallige medizinische MaBBnahmen der Rehabilitation hat der Pensionsver-

sicherungstrager durchzufihren.

Umschulungsgeld

Gilt fur ab dem 1.1.1964 geborene Versicherte.

Umschulungsgeld erhalten Personen, flr die vom Pensionsversicherungstrager mit
Bescheid festgestellt wurde, dass ein Rechtsanspruch auf berufliche MaBnahmen
der Rehabilitation besteht. Die berufliche MaBnahme muss zweckmaBig und zu-
mutbar sein. Der Anspruch auf Umschulungsgeld besteht nur dann, wenn die
Betroffenen bei der Auswahl, Planung und Durchfihrung der beruflichen Maf3-

nahmen der Rehabilitation aktiv mitwirken.




Berechnung und Gewahrung des Umschulungsgeldes sowie die Durchfiihrung
der beruflichen MaBBnahmen der Rehabilitation erfolgen tber Antrag durch das

zustandige Arbeitsmarktservice.

» Rehabilitation: Nach durchgefihrten MaBnahmen der Rehabilitation ist in
jedem Fall die Tatigkeit zumutbar, fir die die*der Versicherte durch Leis-
tungen der beruflichen Rehabilitation mit Erfolg ausgebildet oder
umgeschult worden ist.

» Nachuntersuchung: Sofern mit einer Besserung des Gesundheits-
zustandes zu rechnen ist, ist das weitere Vorliegen von Berufsunfahigkeit
bzw. Invaliditat von der Pensionsversicherung Osterreich in angemessenen
Zeitabstanden zu prifen. Die Auslbung einer Erwerbstatigkeit kann eben-
falls zu einer Uberpriifung der Invaliditat bzw. Berufsunfahigkeit und in

weiterer Folge zur Entziehung der Leistung flhren.

Entziehung

Pensionen, die wegen Invaliditat bzw. Berufsunfahigkeit zuerkannt wurden, sind
zu entziehen, wenn sich der Gesundheitszustand der*des Bezieher*in so weit ge-
bessert hat, dass die fUr die Leistungsgewahrung mafBgeblichen Voraussetzungen

nicht mehr vorliegen.

Das Rehabilitationsgeld ist zu entziehen,

» wenn vorUbergehende Invaliditat (Berufsunfahigkeit) nicht mehr vorliegt, oder

» wenn die zu rehabilitierende Person die ihr zumutbare Mitwirkung an medizi-
nischen MaBBnahmen der Rehabilitation verweigert, oder

» wenn berufliche MaBnahmen der Rehabilitation zweckmalig und zumutbar
sind oder

» wenn Invaliditat (Berufsunfahigkeit) dauerhaft vorliegt.




Nach Vollendung des Regelpensionsalters (siehe ,Versicherungsfall — Regel-

pensionsalter” - Seite 7) ist die Entziehung einer Invaliditats-/Berufsun-

fahigkeitspension nicht mehr zulassig.

Invaliditdts-/Berufsunfahigkeitspension und Erwerbseinkommen

Bezieht eine Person, die Anspruch auf eine Invaliditats-/Berufsunfahigkeitspension
hat, in einem Kalendermonat ein Erwerbseinkommen Uber der Geringflgigkeits-
grenze von € 518,44 im Jahr 2024, so wandelt sich der Anspruch auf die ermittelte
Pension fur diesen Kalendermonat in einen Anspruch auf Teilpension um. So-
fern das Gesamteinkommen (das ist die Summe aus Pension und Erwerbsein-
kommen) mtl. € 1.489,42 im Jahr 2024 Ubersteigt, wird die Vollpension um einen

Anrechnungsbetrag vermindert.
Eine Neufeststellung der Teilpension erfolgt

» aus Anlass einer Pensionsanpassung nach § 108h ASVG
» bei jeder Neuaufnahme einer Erwerbstatigkeit
» auf besonderen Antrag der Pensionsbezieher*innen

» bei DurchfUhrung des Jahresausgleichs.

Ein Anspruch auf Invaliditats- bzw. Berufsunfahigkeitspension kann nach
dem Anfall einer Eigenpension nicht mehr entstehen. Mit Vollendung

des Regelpensionsalters (siehe ,Versicherungsfall — Regelpensionsalter” -
Seite 7) kann die Umwandlung einer Invaliditats-/Berufsunfahigkeits-

pension in eine Alterspension beantragt werden. Eine Antragstellung wird
jedenfalls empfohlen, wenn wahrend des Pensionsanspruches eine ver-

sicherungspflichtige Erwerbstatigkeit ausgetibt wurde.




Hinterbliebenenpensionen — Voraussetzungen

Anspruchsvoraussetzungen
Ein Anspruch auf Witwen*Witwer- oder Waisenpension ist gegeben, wenn nach-

folgend angeflhrte Voraussetzungen erfullt sind.

Hinweis zur eingetragene Partnerschaft
Die nachfolgend angeflhrten Bestimmungen Uber die Witwen*Witwer-
pension und Uber die Abfindung sind sinngemaf auch auf eingetragene

Partner*innen anzuwenden.

Versicherungsfall - Tod der*des Versicherten

Wartezeit (MindestausmaB an Versicherungszeiten nach dem ASVG)

» 180 Beitragsmonate (dazu zéhlen pro Kind auch bis zu 24 Monate des Bezu-
ges von Kinderbetreuungsgeld) oder

» 300 Versicherungsmonate (Ersatzmonate vor dem 1.1.1956 ausgenommen)
vor dem Stichtag oder

»

¥

60 Versicherungsmonate innerhalb der letzten 120 Kalendermonate, wenn
der Stichtag vor Vollendung des 50. Lebensjahres liegt; liegt der Stichtag
nach Vollendung des 50. Lebensjahres, erh6ht sich die Wartezeit fur jeden
Lebensmonat um jeweils einen Monat bis zum Hochstausmal3 von 180 Ver-
sicherungsmonaten (im doppelt so groBen Zeitraum von Kalendermonaten
vor dem Stichtag) oder

»

¥

bei Eintritt des Versicherungsfalles vor Vollendung des 27. Lebensjahres
zumindest 6 Versicherungsmonate bis zu diesem Zeitpunkt (ausgenommen
Zeiten der Selbstversicherung nach § 16a ASVG).




Die Wartezeit entfallt, wenn der Tod der*des Versicherten die Folge eines Arbeits-
unfalles, einer Berufskrankheit oder einer anerkannten Schadigung wahrend des

Prasenz- oder Ausbildungsdienstes beim dsterreichischen Bundesheer ist.

Witwen*Witwerpension

Anspruch auf Witwen*Witwerpension hat die*der Witwe*r nach dem Tod der*des

versicherten Ehepartners*Ehepartnerin.

Anspruch fiir Geschiedene — Begrenzung mit Unterhalt
Geschiedene haben, solange keine neue Ehe geschlossen wurde, einen Anspruch

auf Witwen*Witwerpension, wenn ihnen die*der Versicherte im Zeitpunkt des Todes

» aufgrund eines gerichtlichen Urteiles,

» eines gerichtlichen Vergleiches oder

» einer vor Aufldsung der Ehe eingegangenen vertraglichen Verpflichtung
Unterhalt bzw. Alimente zu leisten hatte bzw.

» nach Rechtskraft der Scheidung bis zum Tod mindestens wahrend der Dauer
des letzten Jahres vor dem Tod regelmaBig Unterhalt zur Deckung des Unter-
haltsbedarfs (Unterhaltsanspruch aufgrund der Einkommensverhaltnisse)

geleistet hat (Ehedauer mindestens 10 Jahre).

Das Ausmaf der Witwen*Witwerpension an die*den geschiedene*n Ehepartner*in

wird mit dem monatlichen Unterhalt begrenzt.

Anspruch fiir Geschiedene - keine Begrenzung mit Unterhalt
Der*dem geschiedenen Ehepartner*in geblhrt jedoch, solange keine neue Ehe

geschlossen wurde, die Witwen*Witwerpension im vollen Ausmal3, wenn

» die Ehe gemalB § 55 Ehegesetz in der ab 1.7.1978 geltenden Fassung

geschieden wurde,




» das Scheidungsurteil den Ausspruch nach § 61 Abs. 3 Ehegesetz enthélt (kla-
gende Partei ist an der Zerrittung der Ehe allein oder Uberwiegend schuld),

» die Ehe mindestens 15 Jahre gedauert hat und

» die*der Witwe*r im Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des Scheidungs-

urteiles das 40. Lebensjahr vollendet hat.

Das Erfordernis der Vollendung des 40. Lebensjahres zum Zeitpunkt des Eintrittes
der Rechtskraft des Scheidungsurteiles entfallt, wenn die*der Witwe*r seit die-
sem Zeitpunkt erwerbsunfahig ist oder eine Waisenpension fir ein Kind anfallt,
das aus der geschiedenen Ehe stammt oder von den Ehegatten gemeinsam oder
als Stiefkind an Kindes statt angenommen worden ist, und das Kind seit dem Tod
der*des Ehepartner*in standig in Hausgemeinschaft mit der* dem Witwe*r lebt.
Das Erfordernis der standigen Hausgemeinschaft entfallt, wenn das Kind nach

dem Tode des Vaters geboren wurde.

Begrenzung auf 30 Monate
Die Witwen*Witwerpension gebihrt nur bis zum Ablauf von dreiBBig Kalender-
monaten ab dem auf den Tod der*des Ehepartner*in folgenden Monatsersten,

wenn

» die*der Uberlebende Ehegatt*in im Zeitpunkt des Todes der*des Versicherten
das 35. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und die Ehe nicht mindestens 10
Jahre gedauert hat oder

» die Ehe mit einer*einem Pensionist*in geschlossen wurde oder

» die Ehe zu einem Zeitpunkt geschlossen wurde, in dem der verstorbene Ehe-
gatte bereits das 65. Lebensjahr (die verstorbene Ehegattin das 60. Lebens-
jahr) Uberschritten, aber keinen bescheidmaBig zuerkannten Anspruch auf

eine Alters- oder Invaliditats- bzw. Berufsunfahigkeitspension hatte — es sei

denn, dass die Ehe mindestens 2 Jahre gedauert hat.




Weitergewdhrung nach Begrenzung

Ist die*der Uberlebende Ehegatt*in als invalid anzusehen, gebUhrt die
Witwen*Witwerpension fir die Dauer der Invaliditat, wenn der Antrag auf Weiter-
gewdhrung der Pension binnen drei Monaten nach Wegfall der Witwen*Witwer-

pension gestellt wird.

Unbegrenzter Anspruch

Hat die mit einer*einem Pensionist*in geschlossene Ehe

» mindestens drei Jahre gedauert und der Altersunterschied der Ehegatten
nicht mehr als 20 Jahre betragen oder

» mindestens funf Jahre gedauert und der Altersunterschied der Ehegatten
nicht mehr als 25 Jahre betragen oder

» mindestens zehn Jahre gedauert und der Altersunterschied der Ehegatten

mehr als 25 Jahre betragen,

so ist die Anspruchsdauer nicht zu begrenzen.

Witwen*Witwerpensionsanspriiche sind jedenfalls in einem zeitlich
unbegrenzten AusmaB anzuerkennen, wenn

» in der Ehe ein Kind geboren wurde;

» durch die Ehe ein Kind legitimiert wurde;

» die Witwe im Zeitpunkt des Todes des Ehegatten schwanger war;




» im Zeitpunkt des Todes der*des Ehepartner*in dem Haushalt der*des
Witwe*r ein Kind der*des Verstorbenen angehorte, das Anspruch auf Waisen-
pension hat;

» die Ehe von Personen geschlossen wurde, die bereits friher miteinander ver-
heiratet gewesen sind und bei Fortdauer der friheren Ehe keine zeitliche

Begrenzung auszusprechen ware.

Wegfallgriinde

Der Anspruch auf Witwen*Witwerpension erlischt:

» mit der Wiederverehelichung,
» mit Ablauf einer zeitlichen Befristung,
» mit dem Wegfall der Voraussetzungen fir die Annahme der Verschollenheit

(wenn die Pension nach einer verschollenen Person gewahrt wurde).

Abfertigung
Im Falle einer Wiederverehelichung wird die Witwen*Witwerpension mit dem

35fachen Monatsbetrag der Pension (ohne Ausgleichszulage) abgefertigt.

Fallt eine zeitlich begrenzt zuerkannte Witwen*Witwerpension wegen Wieder-

verehelichung weg, geblihrt keine Abfertigung.




Wiederaufleben

Wird die neue Ehe durch den Tod der*des Ehegatt*in, durch Scheidung oder Auf-
hebung aufgeldst oder fir nichtig erklart, so lebt der Pensionsanspruch auf An-

trag wieder auf, wenn

» die Scheidung oder Aufhebung nicht aus dem alleinigen oder Gber-
wiegenden Verschulden der*des Witwe*r erfolgt ist;

» die*der Witwe*r bei Nichtigerklarung der Ehe als schuldlos anzusehen ist.

Der Anspruch lebt mit dem Monatsersten nach Antragstellung, frihestens jedoch
mit dem Monatsersten auf, der dem Ablauf von zweieinhalb Jahren nach dem

seinerzeitigen Wegfall der Pension folgt.

Auf die wiederaufgelebte Witwen*Witwerpension sind die aus der neuen Ehe
gebUhrende Witwen*Witwerpension, Unterhaltsleistungen und Einklnfte an-
zurechnen, die der*dem Witwe*r aufgrund der aufgeldsten oder fur nichtig er-

klarten Ehe geblhren oder darlber hinaus zuflieBen.

Eine zeitlich begrenzt zuerkannte Witwen*Witwerpension lebt nicht wieder auf.




Waisenpension

Anspruch darauf haben nach dem Tod der*des Versicherten die
Kinder.
Sind die Voraussetzungen fir die Gewadhrung einer Waisenpension nach beiden

Elternteilen erfullt, so geblhren zwei Pensionen.

Anspruch bis zum 18. Lebensjahr
Als Kinder gelten bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres die Kinder und die Wahl-

kinder von Versicherten sowie unter bestimmten Bedingungen auch Stiefkinder.

Anspruch nach dem 18. Lebensjahr
Uber das 18. Lebensjahr hinaus gebuhrt die Waisenpension nur dann, wenn die

Waise

» in Schul- oder Berufsausbildung steht, die ihre Arbeitskraft Gberwiegend
beansprucht, hdchstens bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres und bei Stu-
dium entweder Familienbeihilfe bezogen wird oder zwar keine Familienbei-
hilfe bezogen wird, jedoch ein ordentliches Studium ernsthaft und zielstrebig
(§ 2 Abs. 1 lit. b Familienlastenausgleichsgesetz in der Fassung vom 1.9.1992)
betrieben wird;

» am Freiwilligen Sozialjahr, Freiwilligen Umweltschutzjahr, Gedenkdienst im In-
und Ausland oder Friedens- und Sozialdienst im Ausland nach dem Frei-
willigengesetz teilnimmt, langstens bis zum 27. Lebensjahr;

» erwerbsunfahig ist, sofern die Krankheit oder das Gebrechen vor Vollendung
des 18. Lebensjahres oder wéhrend einer Schul-, Berufsausbildung oder der

Freiwilligentatigkeit eingetreten ist.




Weitergewahrung
Die Weitergewdhrung der Waisenpension muss innerhalb von drei Monaten nach
Vollendung des 18. Lebensjahres beantragt werden, damit im Anspruch keine

Unterbrechung eintritt.

Ende des Anspruches
Fallen die Voraussetzungen fur die Weitergewahrung weg, so wird die Auszahlung
der Waisenpension mit Ablauf des Monates eingestellt, in dem der Wegfallgrund

eingetreten ist. Bei Wegfall der Erwerbsunfahigkeit ist eine weitergewahrte Waisen-

pension zu entziehen.




Abfindung

» Sofern Hinterbliebenenpensionen nur mangels Erflillung der Wartezeit nicht
geblhren, jedoch mindestens ein Beitragsmonat vorliegt, haben
die*der Witwe*r, die*der hinterbliebene eingetragene Partner*in, und zu
gleichen Teilen die Kinder einen Anspruch auf Abfindung von sechs Vier-
zehntel der Bemessungsgrundlage.

» Eine Abfindung gebuhrt auch dann, wenn die Wartezeit fir Hinterbliebenen-
pensionen zwar erfillt ist, aber keine anspruchsberechtigten Hinterbliebenen

(Witwe*r, Waisen, hinterbliebene*r eingetragene*r Partner*in) vorhanden sind.
Hier sind der Reihe nach anspruchsberechtigt:

» die Kinder (zu gleichen Teilen)

» die Mutter

» der Vater

» die Geschwister (zu gleichen Teilen) der*des Versicherten, wenn sie zur Zeit
ihres*seines Todes standig in Hausgemeinschaft gelebt haben, unversorgt
sind und Uberwiegend von ihr*ihm erhalten worden sind. In diesem Fall

betragt die Abfindung drei Vierzehntel der Bemessungsgrundlage.

Fur die Hohe der Abfindung ist die Bemessungsgrundlage fir Geldleistungen aus

der gesetzlichen Unfallversicherung maBgeblich.

Die Bemessungsgrundlage in der Unfallversicherung ist grundsatzlich die Summe
der allgemeinen Beitragsgrundlagen (= versicherungspflichtige Arbeitsverdienste)
im letzten Kalenderjahr vor Eintritt des Versicherungsfalles (= Todestag) zuzlg-

lich der versicherungspflichtigen Sonderzahlungen (= Urlaubs-/Weihnachtsgeld).

Die Abfindung ist keine Pension, sondern eine einmalige Leistung.




Pensionskonto

Nach den Bestimmungen des APG wurde fir ab 1.1.1955 geborene Versicherte
ein Pensionskonto eingerichtet, auf welchem die auf Basis der jahrlichen Beitrags-
grundlagen erworbenen Pensionsanwartschaften eingetragen sind. Der Konto-

prozentsatz betragt 1,78 %. Die Gesamtgutschrift wird jahrlich aufgewertet.

Die Kontoflihrung beginnt mit dem Kalenderjahr des erstmaligen Eintrittes in die
Versicherung und endet mit Ablauf des Kalenderjahres, in das der Stichtag fir eine

(vorzeitige) Alterspension oder der Tod der*des Versicherten fallt.

Die Kontoflhrung und Aktualisierung erfolgt durch den leistungszustandigen

Pensionsversicherungstrager.
Fir jedes Kalenderjahr sind zu erfassen:

» die Beitragsgrundlagensumme fur Zeiten einer Pflichtversicherung aufgrund
einer Erwerbstatigkeit, getrennt nach dem ASVG, GSVG, FSVG und BSVG;

» die Beitragsgrundlagensumme fiir Zeiten der Pflichtversicherung in der
Pensionsversicherung, fur die der Bund, das Bundesministerium fir Landes-
verteidigung, das Arbeitsmarktservice oder ein &ffentlicher Fonds Beitrage zu
zahlen hat (z. B. wegen Krankengeld-, Wochengeld-, Arbeitslosengeld-, Not-
standshilfebezug, Kindererziehung, Prasenzdienst, Zivildienst usw.);

» die Beitragsgrundlagensumme fir Zeiten der freiwilligen Versicherung;

» die im betreffenden Kalenderjahr erworbene Gutschrift (Teilgutschrift =

1,78 % der Beitragsgrundlagensumme des Kalenderjahres);




» die Gesamtgutschrift ist die Summe der aufgewerteten Teilgutschriften fri-
herer Kalenderjahre, zusammengezahlt mit der Teilgutschrift des jeweils letz-
ten Kalenderjahres.

Die Aufwertung erfolgt jahrlich mit der Aufwertungszahl nach dem ASVG
(siehe ,Tabelle 5: Aufwertungszahlen von 2005 bis 2024" - Seite 42) des

dem betreffenden Jahr nachfolgenden Jahres.

Im Kalenderjahr, in das der Stichtag fallt, hat keine Aufwertung der Gesamt-
gutschrift des vorangegangenen Kalenderjahres zu erfolgen.
» die von und fir eine versicherte Person ab dem Kalenderjahr 2005 ent-

richteten Beitrage (Teilbeitrage).

Das folgende Beispiel gilt nur fur Félle, in denen ausschlieBlich Versicherungs-
zeiten ab 1.1.2005 vorliegen. In allen anderen Fallen wird zum 1.1.2014 eine Konto-

erstgutschrift errechnet.




Tabelle 4: Berechnungsbeispiel

Summe der Konto- Aufwert-
Beitrags- Prozent-  Teilgut- ungszahl Aufgewertete
Jahr grundlagen satz schrift Folgejahr  Gutschrift Vorjahr  Gesamtgutschrift
2021 22.000,00 1,78 391,60 0,00 391,60
2022 24.000,00 1,78 427,20 1,031 403,74 830,94
(391,60%1,031) (427,20+403,74)
2023 25.000,00 1,78 445,00 1,035 860,02 1.305,02
(830,94x1,035) (445,00+860,02)
Gesamtgutschrift zum 1.1.2024 1.305,02
Tabelle 5: Aufwertungszahlen von 2005 bis 2024
Aufwertungs- Aufwertungs- Aufwertungs-
Jahr zahl Jahr zahl Jahr zahl
2005 1,023 2012 1,006 2019 1,020
2006 1,030 2013 1,028 2020 1,031
2007 1,024 2014 1,022 2021 1,033
2008 1,023 2015 1,027 2022 1,021
2009 1,025 2016 1,024 2023 1,031
2010 1,024 2017 1,024 2024 1,035
2011 1,021 2018 1,029

Kontomitteilung
Auf Verlangen der versicherten Person hat der zustandige Pensionsversicherungs-
trager die fur diese Person kontenmafig erfassten Daten rechtsunverbindlich in

Form einer Kontomitteilung bekannt zu geben.

Es bestehtauch jederzeit die Moglichkeit, mittels Handysignatur/ID Austria oder Gber
FinanzOnline, in das eigene Pensionskonto Einsicht zu nehmen und eine Konto-

mitteilung auszudrucken.
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Die Kontomitteilung enthalt die zum Jahresersten des laufenden Jahres erworbene
Gesamtgutschrift sowie die Jahressumme der Beitragsgrundlagen des ver-
gangenen Kalenderjahres, die aus dieser Beitragsgrundlagensumme ermittelte
Teilgutschrift (1,78 %) und die Beitragsleistung (22,8 %). Darlber hinaus wird ein
fiktiver Pensionswert angefuhrt, der unter der Annahme, dass das Regelpensions-

alter bereits erreicht ware, ermittelt wurde.

In der Beilage zur Kontomitteilung sind die fur die vergangenen Kalenderjahre
vorgemerkten Jahressummen der Beitragsgrundlagen, die daraus ermittelten

Teilgutschriften sowie die jéhrlich aufgewerteten Gesamtgutschriften aufgelistet.

Stellt sich nach Zusendung einer Kontomitteilung heraus, dass Daten (noch) nicht
gespeichert waren (z.B. Kindererziehungszeit, Beitragsgrundlagen), wird nach er-

folgter Ergénzung unaufgefordert eine neuerliche Kontomitteilung zugesendet.




Pensionssplitting - Ubertragung von Teilgutschriften

Eltern kdnnen fir die Jahre der Kindererziehung ab 2005 ein , freiwilliges Pensions-
splitting” vereinbaren. Der Elternteil, der sich nicht Uberwiegend der Kinder-
erziehung widmet und erwerbstatig ist, kann flr die ersten sieben Jahre ab dem
Jahr der Geburt des Kindes bis zu 50 % seiner Teilgutschrift auf das Pensions-
konto des Elternteils, der sich der Kindererziehung widmet, Ubertragen lassen. Die
Jahreshéchstbeitragsgrundlage darf dabei bei dem Elternteil, auf den die Gut-

schriften Ubertragen werden, nicht Uberschritten werden.
Die Antragsfrist gilt bis zur Vollendung des 10. Lebensjahres des Kindes.

Wird von dem Elternteil, auf den eine Teilgutschrift GUbertragen werden kann, vor
Vollendung des 10. Lebensjahres des Kindes ein weiteres Kind geboren, so endet
die Frist fir den Antrag auf Ubertragung mit der Vollendung des 10. Lebensjahres

des letztgeborenen Kindes fir alle friher geborenen Kinder.

Von einem Elternteil kdnnen héchstens 14 Teilgutschriften (14 Jahre) im Ausmal3

von bis zu jeweils 50 % der Teilgutschrift Ubertragen werden.

Es konnen nur Gutschriften Gbertragen werden, die aufgrund einer Erwerbstatig-

keit erworben wurden.

Die Ubertragung hat durch eine freiwillige schriftliche Vereinbarung zwischen den
beiden Elternteilen zu erfolgen. Eine solche Vereinbarung kann nach Erteilung

des Ubertragungsbescheides nicht mehr aufgehoben oder geandert werden.




Pensionsberechnung

Pensionshéhe
Grundlage fur die Berechnung ist die auf dem Pensionskonto zum Stichtag auf-

scheinende Gesamtgutschrift. Dieser Wert geteilt durch 14 ergibt die Pensions-

héhe ohne Zu- und Abschldge. Ist das Regelpensionsalter (siehe Versicherungsfall

— Regelpensionsalter” - Seite 7) erreicht, ist dieser Betrag die Pensionshéhe.

Wird die Pension vor Vollendung des Regelpensionsalters in Anspruch genommen,

sind abhangig von der Pensionsart Abschlage vorgesehen.

Berechnungsbeispiel einer Alterspension zum Regelpensionsalter
weibliche Versicherte geb. 29.12.1963,

Pensionsstichtag 1.1.2024 (60. Lebensjahr)

Gesamtgutschrift aus dem Pensionskonto zum Stichtag 1.1.2024 = € 19.800,—
€ 19.800~ + 14 = € 1.414,29

Die gebihrende Alterspension betragt monatlich brutto € 1.414,29.

Frihstarterbonus
Der Frihstarterbonus wird fur Personen eingefihrt, die frih zu arbeiten be-
gonnen haben. Er gebihrt zu Eigenpensionen friihestens ab einem Pensions-

stichtag 01.01.2022, wenn mindestens

» 300 Beitragsmonate aufgrund einer Erwerbstéatigkeit (=25 Jahre) und davon
» 12 Beitragsmonate aufgrund einer Erwerbstatigkeit (=1 Jahr) vor dem
20. Lebensjahr

zum Pensionsstichtag vorliegen.




Wird jedoch eine Korridor-, Schwerarbeits-, Langzeitversicherungspension oder
eine Invaliditats- bzw. Berufsunfahigkeitspension abschlagsfrei zuerkannt, ge-

buhrt kein Frithstarterbonus.

Hohe (Bruttowerte 2024):

» € 1,07 fUr jeden Beitragsmonat der Pflichtversicherung aufgrund einer
Erwerbstatigkeit vor dem 20. Lebensjahr

» € 64,03 maximal

Der FrUhstarterbonus geblhrt auch zu den Pensionssonderzahlungen (13. und

14. Pension). Eine jahrliche Anpassung des Frihstarterbonus erfolgt gemeinsam

mit der Pension.

Abschlage
Grundsatzlich betragt der Abschlag fir je 12 Monate des Pensionsantrittes vor dem

Regelpensionsalter 4,2 %, wobei einzelne Monate mit 0,35 % beriicksichtigt werden.

» Wird eine Korridorpension (siehe , Korridorpension” — Seite 13) in

Anspruch genommen, betrdgt der Abschlag 5,1 % flr je 12 Monate vor
Erreichung des Regelpensionsalters, wobei einzelne Monate mit 0,425 %
berlcksichtigt werden.

» Wird eine Schwerarbeitspension (siehe ,Schwerarbeitspension” - Seite 15)

in Anspruch genommen, betragt der Abschlag 1,8 % fir je 12 Monate vor
Erreichung des Regelpensionsalters, wobei einzelne Monate mit 0,15 %

berlcksichtigt werden.




Abschlagsfreiheit
Die Abschlagsfreiheit wurde mit Ablauf des 31.12.2021 aufgehoben.

Fir Pensionsstichtage bis 01.12.2021

Bei Vorliegen von mindestens 540 Beitragsmonaten aufgrund einer Erwerbs-
tatigkeit wird die Korridor-, Schwerarbeits- und Langzeitversicherungspension
abschlagsfrei zuerkannt. Zu den 540 Beitragsmonaten zéhlen auch maximal
60 Monate der Kindererziehung. Zeiten des Prasenz- und Zivildienstes werden

nicht bericksichtigt.

Fiir Pensionsstichtage ab 01.01.2022
Flr Pensionsstichtage ab 01.01.2022 wird die Korridor-, Schwerarbeits- und Lang-

zeitversicherungspension grundsatzlich nicht mehr abschlagsfrei zuerkannt.

Bei Vorliegen von mindestens 540 Beitragsmonaten aufgrund einer
Erwerbstatigkeit bis spatestens 31.12.2021 wird die Korridor-, Schwerar-
beits- und Langzeitversicherungspension weiterhin abschlagsfrei
zuerkannt. Zu den 540 Beitragsmonaten zahlen auch maximal 60 Monate
der Kindererziehung. Zeiten des Prasenz- und Zivildienstes werden nicht

bertcksichtigt.




Besonderheit bei der Berechnung der

Invaliditats- bzw. Berufsunfdhigkeitspension

Da insbesondere bei frihzeitiger Invaliditat (Berufsunfahigkeit) die auf dem
Pensionskonto aufscheinende Gesamtgutschrift eine unzureichende Pensions-

héhe ergébe, ist die Anrechnung so genannter Zurechnungsmonate vorgesehen.

Liegt der Stichtag der Pension vor Vollendung des 60. Lebensjahres, ist eine An-
rechnung jener Monate vorgesehen, die zwischen dem Stichtag und der Voll-
endung des 60. Lebensjahres liegen. Dabei ist die Summe aus erworbenen Ver-
sicherungsmonaten und Zurechnungsmonaten grundsatzlich mit 469 begrenzt.
(Wurden bereits mindestens 469 Versicherungsmonate erworben, entféllt die Be-

ricksichtigung von Zurechnungsmonaten.)

Wenn es fir die*den Versicherte*n glinstiger ist, bleiben bei der Pensionsberechnung
die bis zum Ablauf des Kalenderjahres der Vollendung des 18. Lebensjahres er-
worbenen Teilgutschriften sowie die darauf entfallenden Versicherungszeiten

aufer Betracht, wenn ausschlieBlich Versicherungsmonate ab dem 1.1.2005 vorliegen.

Bei Inanspruchnahme einer Invaliditats- bzw. Berufsunfahigkeitspension ist die
Leistung grundsatzlich flir je 12 Monate des Pensionsantrittes vor dem Regel-

pensionsalter (siehe ,Versicherungsfall — Regelpensionsalter” - Seite 7) um

4,2 % zu vermindern. Der gesamte Abschlag darf in diesem Fall 13,8 % der Leis-

tung nicht Ubersteigen.

Abschlagsfreiheit
Die Abschlagsfreiheit wurde mit Ablauf des 31.12.2021 aufgehoben.




Fir Pensionsstichtage bis 01.12.2021

Bei Vorliegen von mindestens 540 Beitragsmonaten aufgrund einer Erwerbs-
tatigkeit wird die Invaliditats- bzw. Berufsunfahigkeitspension abschlagsfrei zu-
erkannt. Zu den 540 Beitragsmonaten zahlen auch maximal 60 Monate der Kinder-

erziehung. Zeiten des Prasenz- und Zivildienstes werden nicht berlcksichtigt.

Fiir Pensionsstichtage ab 01.01.2022
Flr Pensionsstichtage ab 01.01.2022 wird die Invaliditats- bzw. Berufsunfahig-

keitspension grundsatzlich nicht mehr abschlagsfrei zuerkannt.

Bei Vorliegen von mindestens 540 Beitragsmonaten aufgrund einer
Erwerbstatigkeit bis spatestens 31.12.2021 wird die Invaliditats- bzw.
Berufsunfahigkeitspension weiterhin abschlagsfrei zuerkannt. Zu den 540
Beitragsmonaten zahlen auch maximal 60 Monate der Kindererziehung.

Zeiten des Prasenz- und Zivildienstes werden nicht berlcksichtigt.

Zuschlag zur Alterspension

Wird die Pension — trotz ErfUllung der Anspruchsvoraussetzungen — erst nach
Vollendung des Regelpensionsalters in Anspruch genommen, erhéht sich die er-
rechnete Pensionsleistung um 0,425 % pro Monat (5,1 % pro Jahr) der spateren
Inanspruchnahme. Dabei ist eine maximale Erhéhung von 15,3 % (= Aufschub fir

3 Jahre) der Pensionsleistung vorgesehen.

Zuséatzlich wird bei aufrechtem Dienstverhaltnis fur den Zeitraum des Aufschubes
der Anteil der*des Dienstnehmer*in und der*des Dienstgeber*in am Pensions-
versicherungsbeitrag jeweils um die Halfte reduziert. Dadurch erhoht sich das

monatliche Arbeits-Nettoeinkommen.

Bei der spateren Pensionsberechnung werden jedoch weiterhin die vollen Bei-

tragsgrundlagen herangezogen.




Hohe einer Witwen*Witwerpension

Aus Griinden der Ubersichtlichkeit wird im folgenden Text nur die Witwenpension
beschrieben. Alle Ausfihrungen gelten gleichermaBen auch fir die Witwer-

pension und sind sinngemaf auch auf eingetragene Partner*innen anzuwenden.

Die Hohe einer Witwenpension betragt zwischen 0 und 60 % der Pension, auf die

der Verstorbene im Zeitpunkt des Todes Anspruch gehabt hat oder hatte.

Far die Ermittlung des Prozentsatzes ist eine Berechnungsgrundlage zu bilden;
dabei ist jeweils das Einkommen des Verstorbenen und jenes der Hinterbliebenen
in den letzten 2 Kalenderjahren vor dem Zeitpunkt des Todes des Versicherten,

geteilt durch 24, heranzuziehen.

War in den letzten 2 Kalenderjahren die Verminderung des Einkommens des Ver-
storbenen auf Krankheit oder Arbeitslosigkeit zurlckzufihren, so ist bei der Er-
mittlung der Berechnungsgrundlage des Verstorbenen das Einkommen der letz-
ten 4 Kalenderjahre vor dem Tod, geteilt durch 48, heranzuziehen, wenn dies fiir

die Hinterbliebene glinstiger ist.

Der Prozentsatz flr die Hohe der Witwenpension wird nach folgender Formel be-

rechnet:

Berechnungsgrundlage der Hinterbliebenen
- X Berechnungsgrundlage des Verstorbenen

Zur Orientierung:

» Bei gleich hohem Einkommen des Verstorbenen und der Hinterbliebenen
geblhrt eine 40 %ige Pension.

» Sind die Einklnfte des Verstorbenen mindestens 3-mal hoher als die der

Hinterbliebenen, betragt die Pension 60 Prozent.




» Sind die EinkUnfte der Hinterbliebenen um mehr als 21/3-mal hoher als die

des Verstorbenen, betrégt die Pension Null.

In weiterer Folge kann ein prozentmaBiger Anspruch von weniger als 60 Prozent
erhéht werden, wobei das Ausmal3 der Erhéhung nun von der Einkommens-

situation des hinterbliebenen Ehepartners abhangt.

Erreicht die Summe aus Witwen*Witwerpension und allfélligen weiteren Ein-
kommen nicht den Betrag von mtl. € 2.435,86 im Jahr 2024, so ist, solange diese
Voraussetzung zutrifft, der Prozentsatz der Witwen*Witwerpension soweit zu er-
héhen (jedoch nur bis auf maximal 60 %), dass die Summe aus diesen Einkommen

und der Witwen*Witwerpension € 2.435,86 erreicht.

Leistungsobergrenze: Uberschreitet in einem Kalendermonat die Summe einer
Eigenpension und eines Erwerbseinkommens gemeinsam mit der Hinter-
bliebenenpension den Betrag von € 8.460~, vermindert sich die Hinterbliebenen-

pension um den Uberschreitungsbetrag bis auf Null.




Hoéhe der Waisenpension
Die Basis fur die Berechnung der Waisenpension bildetimmer eine 60-prozentige
Witwen*Witwerpension, unabhangig davon, ob bzw. in welcher Hohe diese tat-

sachlich anfallt.
Die Waisenpension betragt fur jedes

» einfach verwaiste Kind 40 %

» doppelt verwaiste Kind 60 %

der ermittelten Witwen*Witwerpension.
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Beratung und Auskunft

Manchmal treten besondere Fragen auf, die in dieser Broschire nicht behandelt

werden konnten.

In diesem Fall wenden Sie sich bitte an die Expert*innen der Pensionsversicherung.

Sie kdnnen lhren individuellen Fall beurteilen und auf Fragen eingehen.

Personliche Beratung

FUr persénliche Vorsprachen — nach telefonischer Terminvereinbarung - stehen
wir in allen Landesstellen Montag bis Mittwoch und Freitag von 7:00 bis 15:00 Uhr,
am Donnerstag von 7:00 bis 18:00 Uhr zur Verfiigung.

Zur Terminvereinbarung, kontaktieren Sie bitte die Serviceline der jeweiligen

Landestelle:

Wien: +43 (0)5 03 03-27 170
Niederdsterreich: +43 (0)5 03 03-32170
Burgenland: +43 (0)5 03 03-33170
Steiermark: +43 (0)5 03 03-34170
Karnten: +43 (0)5 03 03-35170
Oberdsterreich: +43 (0)5 03 03-36170
Salzburg: +43 (0)5 03 03-37 170

Tirol: +43 (0)5 03 03-38170

Vorarlberg: +43 (0)5 03 03-39170

Zur Vorsprache ist ein
Lichtbildausweis als Identitatsnachweis




Telefonische Auskiinfte

Unsere telefonischen Auskunfts- und Beratungszeiten
(Telefon: +43 (0)5 03 03) sind

Montag bis Mittwoch von 7:00 bis 15:30 Uhr,
Donnerstag von 7:00 bis 18:00 Uhr und

Freitag von 7:00 bis 15:00 Uhr.

Sprechtage
Aktuelle Informationen zu Ort und Zeit von (internationalen) Sprechtagen sowie
Teilnahmen der Pensionsversicherung an Messeveranstaltungen finden Sie auf

der Website www.pv.at.

Versicherungsnummer
Der Bescheid (die Verstandigung) enthalt Ihre ,Versicherungsnummer”. Fihren
Sie bitte diese Versicherungsnummer bei jedem Schriftwechsel mit der Anstalt

unbedingt an. Sie ermoglichen dadurch eine raschere Erledigung Ihres Anliegens.
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Dienststelle

Tabelle 6: Kontaktdaten der Dienststellen der PV

Dienststelle

Telefon, Fax, E-Mail

Hauptstelle
Friedrich-Hillegeist-Straf3e 1
1020 Wien

Tel.: +43 (0)5 03 03
Fax: +43 (0)5 03 03-28850
E-Mail: pva@pv.at

Landesstelle Wien
Friedrich-Hillegeist-Straf3e 1
1020 Wien

Tel.: +43 (0)5 03 03
Fax: +43 (0)5 03 03-28850
E-Mail: pva-lsw@pv.at

Landesstelle Niederdsterreich
Kremser LandstraRRe 5
3100 St. Polten

Tel.: +43 (0)5 03 03
Fax: +43 (0)5 03 03-32850
E-Mail: pva-Isn@pv.at

Landesstelle Burgenland
Odenburger StraBe 8
7000 Eisenstadt

Tel.: +43 (0)5 03 03
Fax: +43 (0)5 03 03-33850
E-Mail: pva-Isb@pv.at

Landesstelle Steiermark
Eggenberger Straf3e 3
8020 Graz

Tel.: +43 (0)5 03 03
Fax: +43 (0)5 03 03-34 850
E-Mail: pva-lsg@pv.at

Landesstelle Karnten
Stdbahngtrtel 10
9020 Klagenfurt am Worthersee

Tel.: +43 (0)5 03 03
Fax: +43 (0)5 03 03-35850
E-Mail: pva-Iskepv.at

Landesstelle Oberdsterreich
Terminal Tower, Bahnhofplatz 8
4020 Linz

Tel.: +43 (0)5 03 03
Fax: +43 (0)5 03 03-36850
E-Mail: pva-lso@pv.at

Landesstelle Salzburg
Schallmooser HauptstraBe 11
5020 Salzburg

Tel.: +43 (0)5 03 03
Fax: +43 (0)5 03 03-37850
E-Mail: pva-Iss@pv.at

Landesstelle Tirol
Ing.-Etzel-StraBe 13
6020 Innsbruck

Tel.: +43 (0)5 03 03
Fax: +43 (0)5 03 03-38850
E-Mail: pva-Istepv.at

Landesstelle Vorarlberg
Zollgasse 6
6850 Dornbirn

Tel.: +43 (0)5 03 03
Fax: +43 (0)5 03 03-39850
E-Mail: pva-Isvepv.at

Weitere Informationen finden Sie auf www.pv.at/kontakt
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Notizen







Bitte beachten Siel

Diese allgemeine Information kann kein personliches
Beratungsgesprach ersetzen. Mitarbeiter*innen der
Pensionsversicherung stehen lhnen dafir in allen
Landesstellen gerne zur Verfigung. Adressen und
Telefonnummern finden Sie auf der Website unter
www.pv.at/kontakt aufgelistet.

Bitte nehmen Sie zu Ihrem persdnlichen Beratungsgesprach
einen Lichtbildausweis als Identitatsnachweis mit.

Viele weitere Informationen finden Sie auf www.pv.at.

PV 160


http://www.pv.at/kontakt

	Pensionen – Voraussetzungen
	Pensionsarten im Überblick
	Stichtag
	Versicherungszeiten nach dem APG

	Pensionen
	Alterspension nach dem APG
	Vorzeitige Alterspension
	Korridorpension
	Schwerarbeitspension
	Invaliditäts- bzw. Berufsunfähigkeitspension
	Hinterbliebenenpensionen – Voraussetzungen
	Witwen*Witwerpension
	Waisenpension
	Abfindung
	Pensionskonto
	Pensionsberechnung
	Beratung und Auskunft
	Dienststelle


